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Beratungsfolge Termin Status
Stadtrat 30.06.2021 offentlich
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Betreff: Antrag der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, DIE LINKE, SPD und
MitBlrger & Die PARTEI zum Stopp von Abschiebungen nach Afghanistan

Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtrat der Stadt Halle fordert die Stadtverwaltung auf, bei
ausreisepflichtigen abgelehnten Asylbewerberinnen und Asylbewerbern aus
Afghanistan im Rahmen sorgfaltiger Einzelfallprifungen die
aufenthaltsrechtlichen Madoglichkeiten fiir eine Bleiberechtsperspektive zu
prifen. Das geltende Aufenthaltsrecht bietet die Madoglichkeit eines
humanitaren Aufenthalts oder der verlangerten Duldung.

2. Der Stadtrat appelliert an die Landesregierung von Sachsen-Anhalt, fur
afghanische Gefllichtete einen dreimonatigen bundeslandbezogenen
Abschiebungsstopp nach § 60a Aufenthaltsgesetz (AufenthG) zu erlassen und
beim Bund die Aussetzung von Abschiebungen nach Afghanistan zu erwirken.
Dieser Abschiebestopp hat sich auf solche Lander der Dublin-llI-VO zu
erstrecken, von denen aus von einer weiteren Abschiebung nach Afghanistan
ausgegangen werden kann.

3. Der Stadtrat appelliert an die Landesregierung von Sachsen-Anhalt, sich auf
allen politischen Ebenen daflr einzusetzen, dass das BAMF alle negativ
beschiedenen Asylantrage von afghanischen Gefllichteten der letzten Jahre
Uberpruft. Dabei muss die verdnderte Sicherheitslage in Afghanistan
bertcksichtigt werden.



4. Der Stadtrat appelliert an die Landesregierung von Sachsen-Anhalt, sich auf
Bundesebene fir die Aussetzung des zwischen der EU und Afghanistan
ausgehandelten  Ruckibernahmeabkommens vom 2. Oktober 2016
einzusetzen.

5. Der Oberburgermeister wird gebeten, im Namen der Stadt Halle die
ablehnende Haltung des Stadtrates zu Abschiebungen nach Afghanistan
gegenuber Mandatstradgern auf Bundes- und Landesebene (Sachsen-Anhalt)
zum Ausdruck zu bringen.

6. Der Stadtrat der Stadt Halle bittet den Oberbirgermeister, sich in den Gremien
des Deutschen Stadtetages daflr einzusetzen, dass dieser seinen Einfluss auf
Bundes- und Landesebene dazu nutzt, Abschiebungen nach Afghanistan zu
verhindern, damit auch bereits negativ beschiedene afghanische
Asylbewerberinnen und Asylbewerber einstweilen von Abschiebungen
verschont werden.

gez. Eric Eigendorf gez. Tom Wolter

Vorsitzender Vorsitzender

SPD-Fraktion Fraktion MitBurger & Die PARTEI
gez. Dr. Bodo Meerheim gez. Dr. Inés Brock

Vorsitzender gez. Melanie Ranft

Fraktion DIE LINKE Vorsitzende

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Begrindung:

Im Jahr 2019 gab es in Afghanistan 3.403 getotete zivile Opfer in Folge von
Kampfhandlungen.® Dabei waren gewaltsame Anschlage iber das Gebiet des
gesamten Landes verteilt, auch in der als “sicher” geltenden Region Kabul. Daruber
hinaus finden standig Menschenrechtsverletzungen seitens regierungsfeindlicher
Krafte sowie staatlicher Akteuren statt.?

Aufgrund der prekaren Sicherheitslage — vor allem fur die Zivilbevolkerung — wurde
einer Verlangerung des Auslandseinsatzes der Bundeswehr bereits bis Januar 2022
vom Kabinett zugestimmt.® Jedoch beschlossen die USA einen vollstandigen
Truppenabzug bis zum 11. September 2021, woraufhin auch die NATO bekannt gab,
ab dem 1. Mai 2021 mit dem Truppenabzug zu beginnen.* Verschiedene
Expert*innen warnen bereits vor einer stetigen Verschlechterung der Sicherheitslage

! https://de.statista.com/statistik/daten/studie/75326/umfrage/getoetete-zivilisten-in-afghanistan-seit-2007/
2 https://www.frsh.de/fileadmin/pdf/Aktuelles/UNHCR-Afghanistan-Richtlinie_20180830.pdf

? https://www.tagesschau.de/inland/afghanistan-bundeswehr-111.html

* https://www.mdr.de/nachrichten/welt/politik/afghanistan-nato-beschliesst-truppenabzug-100.html
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vor Ort. Eine Aufristung alter afghanischer Warlords ist bereits zu beobachten und
ein Friedensabkommen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban
scheint immer ferner.> Auch der US-amerikanische Geheimdienst erwartet ein
Wiedererstarken der Taliban, infolge des Truppenabzugs der NATO-Krafte.® Gerade
diese aktuellen Entwicklungen zeigen, dass ein sicheres Leben in Afghanistan nicht
maoglich ist und innerstaatliche Schutzalternativen fehlen, sodass Abschiebungen
dorthin keine Option sein durfen.

Im Global Peace Index belegte Afghanistan im Jahr 2020 den letzten Platz.” Der
bereits knapp vier Jahrzehnte wéahrende Konflikt dauert dort unvermindert an. In den
ersten neun Monaten des Jahres 2020 verzeichnete die Hilfsmission der Vereinten
Nationen in Afghanistan (UNAMA) 5.939 zivile Opfer, darunter 2.117 Tote und 3.822
Verwundete. Vor dem Hintergrund der Friedensgesprache haben sich die Kampfe
zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban in den letzten Monaten
verscharft und Hunderte von Zivilistinnen und Zivilisten getétet.® Auch Kabul kann
aufgrund der nach wie vor prekaren Sicherheitslage keineswegs als ,interne
Schutzalternative® fur Rickkehrende, die besonders gefahrdet sind, nach ihrer
Riickkehr Opfer von Gewalt zu werden®, bewertet werden. Der todliche Angriff auf
Studierende der Universitat von Kabul durch den Islamischen Staat Anfang
November 2020 ist nur einer von zahlreichen Angriffen auf die Zivilbevolkerung in der
Hauptstadt in diesem Monat, die dies abermals veranschaulichen.’® Seit dem
Anschlag auf die deutsche Botschaft in Kabul im Mai 2017 konnte deren Betrieb
bisher nicht wiederaufgenommen werden. Offensichtlich kann die Sicherheit der
Mitarbeitenden vor Ort nicht gewahrleistet werden. Wenn die Sicherheit fir die
Mitarbeitenden nicht gewahrleistet werden kann, wie kann dann die Sicherheit der
Zivilbevolkerung gewahrleistet werden?

Weiterhin missen Betroffene zur Einreise nach Deutschland (z. B. zum Zwecke der
Familienzusammenfuhrung) ein Visum bei der deutschen Botschaft in Islamabad
oder Neu-Delhi beantragen. Hierdurch wird das Menschenrecht von Asylsuchenden
auf Schutz des Familienlebens wesentlich erschwert.! Zusatzlich zur schlechten
Sicherheitslage ist, durch die Corona Pandemie verstarkt, die humanitare Lage
ebenfalls verheerend. Vier von zehn Afghanen leiden an Nahrungsmangel.'?
AuRerdem ist das Gesundheitssystem mit der pandemischen Lage tberfordert.*?

> https://www.zeit.de/politik/ausland/2021-04/afghanistan-usa-truppen-abzug-taliban-terrorismus

® https://www.dni.gov/index.php/newsroom/reports-publications/reports-publications-2021/item/2204-2021-
annual-threat-assessment-of-the-u-s-intelligence-community

7 https://www.visionofhumanity.org/wp-content/uploads/2020/10/GPI 2020 web.pdf

® https://www.amnesty.org/en/latest/news/2020/11/afghanistan-donors-conference-must-prioritise-human-
rights-at-critical-moment/

® Friederike Stahlmann, Studie zum Verbleib und zu den Erfahrungen abgeschobener Afghanen, in:
Asylmagazin, Zeitschrift fur Fliichtlings-und Migrationsrecht, 8-9/2019, S.276-285.

9 https://www.amnesty.de/sites/default/files/2020-12/Amnesty-Anliegen-IMK-Herbsttagung-Dezember-
2020.pdf

Y https://afghanistan.diplo.de/af-de/service/05-VisaEinreise

2 https://www.unocha.org/story/ocha-holds-briefing-humanitarian-situation-afghanistan

B https://www.deutschlandfunk.de/corona-in-afghanistan-afghanen-in-deutschland-
fordern.1773.de.html?dram:article id=478562
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Trotz dieser verheerenden Lage wurden allein 2018 mehr als 50 Personen aus dem
Raum Halle (Saale) und Leipzig nach Afghanistan abgeschoben.*® Deutschlandweit
waren es bis Mitte 2019 sogar 647.° So stellte u.a. der VGH Baden-Wiirttemberg
fest, dass insbesondere durch die COVID-19-Pandemie regelmalig
Abschiebeverbote nach Afghanistan, auch fir alleinstehende junge Manner,
bestehen.’® Dazu das Gericht in seinen Entscheidungsgriinden: “Angesichts der
gravierenden Verschlechterung der wirtschaftichen Rahmenbedingungen in
Afghanistan infolge der COVID-19-Pandemie sind auch im Falle eines
leistungsfahigen, erwachsenen Mannes ohne Unterhaltsverpflichtungen bei
Ruckkehr aus dem westlichen Ausland die hohen Anforderungen eines
Abschiebungsverbots nach 8§ 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 3 EMRK derzeit
regelméalig erfullt, wenn in seiner Person keine besonderen beglnstigenden
Umstéande vorliegen[...]”

Im Namen von Amnesty International Deutschland spricht sich der Stadtrat der Stadt
Halle mit der vorliegenden Resolution flr einen Stopp von Abschiebungen nach
Afghanistan aus. Weiterhin appelliert der Stadtrat der Stadt Halle an die
Landesebene, alle Méglichkeiten zu nutzen, um Abschiebungen nach Afghanistan zu
verhindern, sich nicht an Sammelabschiebungen zu beteiligen und sich bei den
zustandigen Stellen der Bundesebene dafur einzusetzen, dass Abschiebungen nach
Afghanistan bis auf weiteres ausgesetzt werden.
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https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok nr=16257&dok art=Drs&leg per=6&pos dok=1&dok id=un
defined

B https://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2019/07/31-07-2019-fluechtlingsrat-sachsen-anhalt-und-saechsischer-
fluechtlingsrat-gestrige-abschiebung-nach-afghanistan-vom-flughafen-leipzig-halle-fuenf-menschen-aus-
sachsen-vier-aus-sachsen-anh

'8 https://www.asyl.net/rsdb/m29309/



https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=16257&dok_art=Drs&leg_per=6&pos_dok=1&dok_id=undefined
https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=16257&dok_art=Drs&leg_per=6&pos_dok=1&dok_id=undefined
https://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2019/07/31-07-2019-fluechtlingsrat-sachsen-anhalt-und-saechsischer-fluechtlingsrat-gestrige-abschiebung-nach-afghanistan-vom-flughafen-leipzig-halle-fuenf-menschen-aus-sachsen-vier-aus-sachsen-anh
https://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2019/07/31-07-2019-fluechtlingsrat-sachsen-anhalt-und-saechsischer-fluechtlingsrat-gestrige-abschiebung-nach-afghanistan-vom-flughafen-leipzig-halle-fuenf-menschen-aus-sachsen-vier-aus-sachsen-anh
https://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2019/07/31-07-2019-fluechtlingsrat-sachsen-anhalt-und-saechsischer-fluechtlingsrat-gestrige-abschiebung-nach-afghanistan-vom-flughafen-leipzig-halle-fuenf-menschen-aus-sachsen-vier-aus-sachsen-anh
https://www.asyl.net/rsdb/m29309/

	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Anlage

